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Der Ostseekrimi

Die Anschläge auf die Nord-Stream-Pipelines sollen von Mecklenburg-Vorpommern aus ge-
startetwordensein.ZweiTagenachdenEnthüllungenkommenimmerneueDetailsansLicht -
eine Spurensuche

Es ist kalt an diesemMärzmorgen im Yachthafen Hohe
Düne. Und leer. Der Rostocker Ortsteil liegt zwischen
derOstseeunddemHafengegenüber vonWarnemün-
de. „Kommen Sie in fünf, sechs Wochen wieder - dann
ist hier alles voll“, ruft ein Mann, der mit seinem Mo-
torboot gerade zumAngeln auf der Ostsee aufbrechen
will. Vielleicht 20 Boote befinden sich derzeit im Ha-
fen imWinterschlaf. Im Sommer sieht das anders aus.
Dann liegen hier die Jachten undMotorboote dicht an
dicht. Ideal, um nicht aufzufallen.

Vermutlich haben sich die fünf Männer und die Ärz-
tin den Ankerplatz Hohe Düne genau deshalb ausge-
sucht. Der Anschlag auf die einstige deutsche Ener-
gielebensader soll hier begonnen haben. Das Sabo-
tagekommando - die „New York Times“ beruft sich
auf US-Geheimdienstkreise und bezeichnet die Grup-
pe als „proukrainisch“ - soll im Hafen um die 500 Kilo
Sprengstoff und ihre Ausrüstung für die Tauchgänge
zu den gut 80 Meter unter der Meeresoberfläche ver-
legten Nord-Stream-Röhren verladen haben.

Ist das überhaupt möglich? Ja, meint ein Skipper, der
andiesemMorgenauf seinemBootnachdemRechten
schaut. „Wenn hier ein Lieferwagen am Steg hält und
Leutewas auf ihr Boot tragen - da stellt keiner Fragen“,
sagt er.

Die „Andromeda“ ist 15,57 Meter lang, sie hat 2,25 Me-
ter Tiefgang. Neben Groß- und Vorsegel besitzt die
Jacht vomTyp „BavariaCruiser 50“ einen75-PS-Volvo-
Dieselmotor. Sie ist ausgestattet mit Radar, Funk,
Autopilot, Bugstrahlruder. Zehn Kojen gibt es Bord.
Theoretisch gäbe es ausreichend Platz, um auch Tau-
cherausrüstung und Sprengstoff zu verstauen. In Ho-
he Düne liegt ein Segelboot, das dem sehr ähnlich
kommt. Jetzt in der Nebensaison wäre die Jacht für
2400 Euro proWoche zumieten, imSommer kostet sie
mehr als 3000 Euro wöchentlich . Weitere Auskünfte -

etwa ob die Gruppe in bar bezahlt hat, wie die Kunden
auf ihn wirkten - gibt der Schiffseigner nicht. „Unser
Anwalt hat uns davon abgeraten, solange die Ermitt-
lungen andauern.“

Verdächtige Schiffsanmietung

Offenbar bereits vor zwei Monaten hatten deutsche
Behörden das Schiff ausfindig gemacht. Vom 18. bis
20. Januar fand eine Durchsuchung im Zusammen-
hangmit „einer verdächtigen Schiffsanmietung“ statt,
bestätigt der Generalbundesanwalt. Die oberste deut-
sche Ermittlungsbehörde betont aber auch: „Ein Tat-
verdacht gegen Mitarbeiter des deutschen Unterneh-
mens, welches das Schiff vermietet habe, bestehe
nicht.“

Den Namen „Andromeda“ bestätigenmehreremit der
Materie vertraute Personen. Auch der „Spiegel“ und
Rechercheure von „Bellingcat“ erwähnen denNamen.
Auf einer Liste aller Schiffe, die am 6. September in
Rostock lagen oder von Rostock ausgelaufen sind und
die der „Ostsee-Zeitung“ (OZ) vorliegt, steht er aller-
dings nicht. Experten sagen aber, das habe nichts zu
bedeuten: Kleinere Schiffe sind nicht verpflichtet, das
automatische Identifikationssystem AIS an Bord zu
haben - oder einzuschalten. Sicher ist bisher nur: Die
Gruppe charterte das Schiff von einer Firma auf der In-
sel Rügen. Das bestätigte einer der Geschäftsführer.

Die Saboteure sollen am 6. September 2022 in Hohe
Dünegestartet sein. EineandereNachrichthat sichbe-
reits als falsch entpuppt: Die Gruppe war nie in Wieck
amDarß, wie zunächst berichtet - sondern in Wiek auf
Rügen. Das bestätigt der dortige Hafenmeister. „Vor
ein paar Wochen hat sich das Bundeskriminalamt bei
uns gemeldet undwollte alle unsere Erkenntnisse und
Informationen zu einembestimmtenSchiff undeinem
bestimmten Zeitpunkt“, sagt er. Mehr nicht. „Wir ste-
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hen nicht im Fokus der Ermittlungen. Für uns ist das
damit erledigt.“

Zwischen dem 16. und dem 18. September soll das
Rostocker Segelboot dann in den dänischen Hafen
Christiansø eingelaufen sein. Christiansø ist eine klei-
ne Insel nordöstlich von Bornholm und der nächstge-
legene Hafen zu dem Punkt auf See, wo die beiden
Stränge von Nord Stream 1 zerstört wurden. Bereits
im Januar forderten die Behörden dort Anwohner via
Facebook auf, sich zumelden, wenn sie Fotos vomHa-
fen unddemSchiff gemacht haben. Zeitgleich - am18.
Januar - untersuchten dänische Fahnder den Liegege-
bührautomatenaufder Insel, schreibtdiedänischeTa-
geszeitung „Ekstra Bladet“.

BKA kontaktierte Charterfirmen

Nicht nur das Unternehmen auf Rügen, sondern auch
andere Charterfirmen - unter anderen in Rostock -
wurden offenbar vom Bundeskriminalamt (BKA) kon-
taktiert. Gleich mehrere Segelunternehmer aus der
Hansestadt bestätigten der OZ, ebenfalls von den Er-
mittlern befragt worden zu sein. Weitere Nachfragen
werden abgeblockt. Einer der Unternehmer formuliert
es so: „Ich sage zu all dem nichts, rede nur mit dem
BKA.“

Eine Frage drängt sich auf: Kann die Sprengung von
drei der vier Nord-Stream-Röhren tatsächlich von ei-
nem derart kleinen Kommando von sechs Personen
auf einer knapp 16 Meter langen Jacht ausgeführt
worden sein? Viele Experten haben genau daran ihre
Zweifel. „Für einen derartigen Anschlag ist eine Men-
ge Spezialwissen über Tauchen und Sprengstoff erfor-
derlich“, sagt Fregattenkapitän Göran Swistek, Experte
für Maritime Sicherheit bei der Stiftung Wissenschaft
und Politik, dem „Tagesspiegel“. „Darüber verfügen in
Deutschland - und ebenso vermutlich in anderen Län-
dern - nur wenige Leute. Und diese gehören den Si-
cherheitskräften an.“

Gab es Hintermänner?

Ist also der Bavaria Cruiser 50 nur ein Hilfsschiff ge-
wesen, das unauffällig genugwar, umSprengstoff und
Personen ins Operationsgebiet zu bringen, wo dann
andere Kommandos auf größeren Schiffen übernom-
men haben? Möglich ist vieles, über die Hintermänner
kann auch hier nur spekuliert werden.

Es gibt aber einen Mann, der überzeugt ist, dass auch
das kleine Kommando auf der Rostocker Jacht im-
stande sein könnte, den schwersten Angriff auf un-
terseeische Infrastruktur auszuführen. Achim Schlöf-
fel ist Extremtaucher aus München und hat als ers-
ter Mensch den Ärmelkanal durchtaucht. Er hat selbst

Unterwasserangriffe durchgeführt. Allerdings ganz le-
gal als Auftragsarbeit, um Sicherheitslücken aufzude-
cken. Schlöffel sagt dem RND: „Erfahrene Taucherin-
nen und Taucher wären dazu in der Lage. Und ins-
besondere solche, die regelmäßig Wracktauchen ge-
hen - für die wäre ein Tauchgang zur Pipeline gar kein
Problem.“ Gerade um Bornholm herum lägen viele
Wracks auf etwa 80 Metern Tiefe - also etwa in dersel-
benEntfernungwiediePipeline. „Diewerden regelmä-
ßig betaucht. Jeder gut ausgebildete technische Tau-
cher kommt dahin. Theoretisch lässt sich der Tauch-
gang samt Unterbringung des Sprengstoffs innerhalb
von 40 Minuten erledigen“, meint der 51-Jährige.

Eine Sauerstoffverbindung zur Jacht sei nicht mehr
nötig. Schlöffel geht davon aus, dass mit einem so-
genanntenRebreather, einemKreislauftauchgerät, ge-
arbeitet wurde. „Dabei haben die Taucher keine Fla-
schenmehr, bei denen der Sauerstoff irgendwann leer
ist. Bei diesen Geräten wird die Atemluft wieder ins
Gerät zurückgeführt, chemisch aufbereitet, das CO2
wird rausgefiltert. Unddann können siemit einemver-
gleichsweise kleinen Gerät mit wenigen Flaschen sehr
tief und sehr lang tauchen.“ 10 000 Euro kosten die-
se Systeme, die Ausbildung noch einmal 5000 Euro.
„Es ist aber keineswegs unmöglich, an diese Geräte zu
kommen.“

Der Sprengstoff könnte an einer Bojenleine befestigt
worden sein. Auch beimAuftauchen schießen die Tau-
cher eine Markierungsboje an die Wasseroberfläche,
um von der Jacht wieder aufgesammelt zu werden.
Dannbräuchte sie nicht über der Stelle zu kreuzenund
damit Aufmerksamkeit auf sich lenken.

In Moskau hält man die Berichte über eine priva-
te Kommandogruppe ohne staatliche Hintermänner
für unglaubwürdig. „Was den proukrainischen ,Doktor
Evil ’ betrifft, der das alles organisiert haben soll, so
ist das schwer zu glauben“, sagte Kremlsprecher Dmi-
tri Peskow am Donnerstag. Solch eine Aufgabe könn-
ten nur wenige Geheimdienste bewerkstelligen. Pes-
kow erneuerte seine Vorwürfe gegenüber den „Angel-
sachsen“, also den USA und Großbritannien. „Sie se-
hen, dass die Angelsachsen, über die wir von Anfang
an geredet haben, geschäftig werden. Sie haben vie-
le Unannehmlichkeiten in den Beziehungen mit den
Deutschen wegen des Terroranschlags, das ist offen-
sichtlich“, sagte der Vertraute vonRusslands Präsident
Wladimir Putin.

Auch Außenminister Sergej Lawrow zog die Theorie
in Zweifel. Es sei „peinlich“, dass die „unter Kontrolle
stehendenwestlichenMedien“ versuchten, die Schuld
von eigenen Geheimdiensten auf einen ukrainischen
Oligarchen abzuwälzen.
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Politische Turbulenzen

Am Freitagmittag tagt im Bundestag das Parlamen-
tarische Kontrollgremium für die Nachrichtendiens-
te, wie immer geheim in einem abhörsicheren Raum.
Die Abgeordneten fordern Aufklärung. „Leider leistet
die bisherige Informationspolitik und das intranspa-
rente Vorgehen der Bundesregierung Spekulationen
in allen Richtungen Vorschub“, beklagte der stellver-
tretende Vorsitzende des Gremiums, Roderich Kie-
sewetter (CDU), dem Portal „T-Online“. Und SPD-
Gremiumsmitglied Ralf Stegner twitterte über „politi-
sche Turbulenzen, die sich gewaschen haben dürften.
Terrorismus mit Staatshilfe? Wer wusste wann was?“
Stegner, der jeden Tag einen Musiktipp für den „di-
gitalen Orbit“ aussucht, wählte am Donnerstag den

Rock‘n‘Roll-Titel „Sea Cruise“, was mit „Segeltörn“
übersetztwerden kann. VonSänger JohnnyRivers gibt
es auch einen anderen Songmit dem ebenso passen-
den Titel „Secret Agent Man“, Geheimagent.

Wer am Freitag den Abgeordneten Rede und Antwort
stehen soll, darf keins der Gremiumsmitglieder sagen.
Bundesnachrichtendienst-Chef Bruno Kahl, General-
bundesanwalt Peter Frank und Bundesinnenministe-
rin Nancy Faeser (SPD) stünden auf der Wunschliste.
Wie viel sie sagen dürfen, bleibt ebenso unklar. Denn
die deutschen Ermittler wurden ja erstmit viermonati-
ger Verspätung imJanuar tätig, nachdemsieHinweise
ausländischer Dienste erhielten. Und diese Hinweise
dürfen nicht weiter geteilt werden, auch nicht mit den
Volksvertreterinnen und Volksvertretern.
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Christopher Hirsch und André Ballin, Anne-Béatrice Clasmann

Pipeline-Sabotage: Die Suche nach Puzzleteilen geht weiter

Berichte und neue Ermittlungsdetails zum Angriff auf die Nord-Stream-Gaspipelines sorgen für viele
Fragezeichen undweitere Spekulationen. Unterdessen gibt es neue Anhaltspunkte an der Ostseeküs-
te

Moskau/Berlin/Wiek. Im Fall des Angriffs auf die
Nord-Stream-Gaspipelines geht die Puzzlearbeit der
Ermittler nach Bekanntwerden neuer Details im Ver-
borgenen weiter. Das Bundeskriminalamt (BKA) woll-
te sich gestern auf Anfrage nicht zu Angaben eines Ha-
fenbetreibers auf der Insel Rügen äußern, wonach Er-
mittler seine Kollegen im Januar zu Schiffsankünften
im September vergangenen Jahres befragt haben sol-
len –möglicherweise imZusammenhangmit demSa-
botageakt.

Heute will sich das Parlamentarische Kontrollgremi-
um des Bundestags in einer Sondersitzung mit den
Nord-Stream-Ermittlungen befassen – wie üblich ta-
gen die Mitglieder geheim. Dem Vernehmen nach
wurden die Mitglieder bislang nicht offiziell über Er-
kenntnisse der Bundesanwaltschaft zu einer Jacht in-
formiert, die möglicherweise für den Sprengstoffan-
schlag im vergangenen September gemietet worden
war.

Ende September war es zu Explosionen unter Wasser
gekommen. Beide Stränge der Pipeline Nord Stream
1 und ein Strang von Nord Stream 2 schlugen leck.
Die Ostsee-Gaspipelines verlaufen von Russland nach
Deutschland. Ermittlern zufolge handelt es sich umei-
nen Sabotageakt. ARD, SWRunddie „Zeit“ berichteten
nun, dass eine aus sechs Personen bestehende Grup-
pierung eine Jacht angemietet und wohl darauf den
Sprengstoff zu den Pipelines in der Ostsee befördert
habe. Zwei der Personen hätten ukrainische Pässe. Ei-
ne Verbindung zu staatlichen Stellen lasse sich aber
nicht herstellen.

Ursprüngliche Angaben wurden korrigiert

Einer der Betreiber des Jachthafens in Wiek auf der
Ostsee-Insel Rügen, René Redmann, sagte gestern, Er-
mittler des BKA hätten seine Kollegen zu Schiffsan-
künften im September befragt. Ein BKA-Sprecher sag-
te auf Anfrage, das BKA äußere sich grundsätzlich

nicht zu Ermittlungsverfahren, und verwies an denGe-
neralbundesanwalt.

ARD, SWR und „Zeit“ hatten berichtet, dass das Kom-
mando den Ermittlungen zufolge von Rostock aus in
See gestochen sein soll. Eine ursprüngliche Angabe,
wonach sie einen Aufenthalt in Wieck (Darß) gemacht
habe, wurde mittlerweile korrigiert. Tatsächlich habe
es sich umWiek auf Rügen gehandelt.

Ebenfalls im Januar hatte die Bundesanwaltschaft bei
ihren Ermittlungen ein verdächtiges Schiff durchsu-
chen lassen. Es bestehe der Verdacht, dass es zum
Transport von Sprengsätzen verwendet worden sein
könnte, die am 26. September 2022 an den Pipelines
explodiertwaren, hatte eine Sprecherin der Karlsruher
Behörde amMittwoch auf Anfrage mitgeteilt. Die Aus-
wertung der sichergestellten Spuren und Gegenstän-
de dauere an.

Ein Tauchexperte sagte der Deutschen Presseagentur,
er halte einen derartigen Anschlag auch von einer Se-
geljacht aus fürmachbar, sofern es sich umProfis han-
dele.

Kreml verweist auf Briten und Amerikaner

Der Kreml nannte unterdessen Berichte über eine
angeblich private pro-ukrainische Gruppierung hin-
ter den Anschlägen auf die Gaspipelines unglaubwür-
dig. „Was den pro-ukrainischen ,Doktor Evil‘ betrifft,
der das alles organisiert haben soll, so ist das schwer
zu glauben“, sagte Kremlsprecher Dmitri Peskow der
Nachrichtenagentur Interfax zufolge. Solch eine Auf-
gabe könnten nur wenige Geheimdienste bewerkstel-
ligen.

Peskow erneuerte seine Vorwürfe gegenüber den USA
und Großbritannien. „Sie sehen, dass die Angelsach-
sen, über die wir von Anfang an geredet haben, ge-
schäftig werden. Sie haben viele Unannehmlichkeiten
in den Beziehungen mit den Deutschen wegen des
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Terroranschlags, das ist offensichtlich“, sagte der Ver-
traute von Präsident Wladimir Putin.

Auch Außenminister Sergej Lawrow zog die Theorie
in Zweifel. Es sei „peinlich“, dass die „unter Kontrolle
stehendenwestlichenMedien“ versuchten, die Schuld
von eigenen Geheimdiensten auf einen ukrainischen
Oligarchen abzuwälzen.

Putinhattebereits kurznachdemAnschlagdie „Angel-
sachsen“ – also Briten und Amerikaner – verantwort-
lich gemacht. Russland, dessen Beziehungen zum
Westen vor allem wegen des Kriegs gegen die Ukrai-
ne tief zerrüttet sind, gilt jedoch selbst als möglicher
Verdächtiger.

ZURÜCK ZUM INHALT 7
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dpa-Landesdienst Mecklenburg-Vorpommern | 09.03.2023

Schwesig weist Rücktrittsforderung von CDU-Chef Merz zurück

Schwerin (dpa/mv) - Mecklenburg-Vorpommerns Mi-
nisterpräsidentin Manuela Schwesig (SPD) hat die
Rücktrittsforderung von CDU-Chef Friedrich Merz ge-
gen sie als «durchschaubaren Versuch, von der ei-
genen Verantwortung abzulenken», bezeichnet. Für
alles Handeln rund um die umstrittene Klimastif-
tung Mecklenburg-Vorpommern gebe es Landtagsbe-
schlüsse. «Die CDU war sowohl in der Landesregie-
rung, als auch im Landtag und auch aktuell noch im
Vorstand beteiligt an den Entscheidungen für Nord
Stream 2, für die Stiftung», sagte Schwesig am späten
Donnerstagabend in Schwerin.

Im Wissen darum hätten die Bürger bei der Landtags-
wahl im Herbst 2021 ihre Wahl getroffen. «Und sie
haben sich ganz klar entschieden, wer Ministerprä-
sidentin in diesem wunderschönen Bundesland sein
kann.DieCDU ist genau für diesenPolitikstil abgestraft
worden. Ich kann verstehen, dass es schmerzt», sag-
te Schwesig. Sie rief dazu auf, zur Sacharbeit zurück-

zukehren. So zeige die Bewältigung des Zustroms von
Flüchtlingen, dass es viel zu tun gebe im Land.

Schwesigs Rücktritt sei seit Monaten überfällig. «Was
da passiert ist, ist ein unfassbarer Vorgang, bei dem
aber alle Details nur schrittweise an die Öffentlich-
keit kommen», hatte Merz der «Westfalenpost» (Don-
nerstag) gesagt. Jede Veröffentlichung mache die Sa-
che nur schlimmer, denn Entlastendes sei nicht da-
bei. «Dass diese Stiftung immer nochbesteht unddass
der Amtsvorgänger (Erwin) Sellering nun einen offe-
nen Clinchmit Frau Schwesig beginnt, zeigt doch, wie
es dort auf SPD-Seite völlig aus dem Ruder läuft», er-
klärte Merz.

Die Klimastiftung MV steht in der Kritik, weil sie den
Fertigbau der russisch-deutschen Gaspipeline Nord
Stream 2 unterstützt hat. Der Bau der Pipeline wur-
de abgeschlossen, doch ging siewegender russischen
Aggression gegen die Ukraine nicht in Betrieb.

ZURÜCK ZUM INHALT 8
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Von Steffen Pross

ATOMKRAFTWERK NECKARWESTHEIM

Vor Punktlandung bei Abschaltung

BetreiberinEnBWpeilt einePunktlandungan:Zwölf JahreundeinenMonatnachderAtomka-
tastrophe von Fukushima soll das AKW Neckarwestheim die Stromproduktion zum politisch
vorgegebenenDatumam15. April endgültig einstellen. Die Rückbaugenehmigung für denbis
dahin noch aktiven Block GKN II soll schon vorher am Konzernsitz in Karlsruhe eintreffen.

11.März 2011:Nach einemTsunami kommt es im ja-
panischen Atomkraftwerk Fukushima zu einer Unfall-
serie und der Kernschmelze in drei Reaktorblöcken.
Drei Tage später verkündet die schwarzgelbe Bundes-
regierung unter Angela Merkel – die erst drei Mona-
te zuvor den rotgrünen Atomausstieg gekippt hat –
das sogenannte Atommoratorium: Die sieben ältesten
deutschen Reaktoren, darunter Block I in Neckarwest-
heim, sollen sofort für zunächst drei Monate vomNetz
gehen. Am 16. März wird GKN I abgefahren. Wie sich
bald zeigen wird: für immer.

Fast genau zwölf Jahre später soll, als einer der drei
letztendeutschenMeiler, jetzt auchGKN II folgen –we-
gen der von Putins Terrorkrieg in der Ukraine ausge-
lösten Energiekrise dreieinhalb Monate später als jah-
relang geplant. Nach einer vorübergehendenAbschal-
tung an Silvester und einer Neukonfigurierung des Re-
aktorkernsmit teilabgebranntenBrennelementenwar
der Druckwasserreaktor am 19. Januar mit einer Rest-
kapazität von 1,7 Terawattstunden in den vonBundes-
kanzler Olaf Scholz verordneten Streckbetrieb gestar-
tet. Unmittelbar vor demFukushima-Jahrestag äußert
sich die EnBW „optimistisch, dass wir bis einschließ-
lich 15. April mit GKN II Strom produzieren können
und dass wir die prognostizierten rund 1,7 Milliarden
Kilowattstunden auch tatsächlich erreichen“. Das wä-
re trotz abnehmender Leistung eine Ziellandung zum
vom „Machtwort“ des Kanzlers vorgegebenen Endda-
tum für die energetische Nutzung der Kernspaltung in
Deutschland.

Brennstäbe kommen rasch ins Becken

Noch vor der Abschaltung erwartet die EnBW-
Nuklearsparte EnKKdie für den anschließendenRück-
baudesMeilers erforderliche Stilllegungs- und Abbau-

genehmigung durch das baden-württembergische
Umweltministerium. Die werde tatsächlich „noch vor
dem 15. April erteilt werden können“, heißt es dort:
„Aktuell befindet sich der Genehmigungsentwurf in
derMitzeichnungundEndabstimmung.“De jure könn-
tendieerstenRückbauschrittealso sehr rascherfolgen
– bei GKN I vergingen von der Abschaltung des Reak-
tors im März 2011 bis zum Beginn des tatsächlichen
Rückbaus noch sechs Jahre.

Diesmal will die EnKK die letzten 193 Brennelemente
„direkt in denWochen nach der Abschaltung der Anla-
ge“ vom Reaktorkern ins benachbarte Abklingbecken
überführen. Danach könnten eigentlich die Vorberei-
tungen für die Dekontamination des – radioaktiven –
Primärkreislaufs beginnen. Ob diese aber tatsächlich
„zeitnah“ nach der Überführung der Brennstäbe an-
laufen können, ist derzeit noch ungewiss. Denn der
Start dieser Arbeiten war ursprünglich für das erste
Quartal dieses Jahres geplant – in dem GKN II nun
noch Strom erzeugt. Die nötigen Schritte seien jedoch
„mit dem erforderlichen Spezialdienstleister bereits
mit längerem zeitlichen Vorlauf so vereinbart worden
– damals allerdings noch unter der Randbedingung,
dass GKN II am 31. Dezember 2022 abgeschaltet wird“,
erläutert die EnKK auf Anfrage.

Verzögerung von bis zu einem Jahr?

Dass sich der Rückbau von Block II wahrscheinlich um
mehr als die dreineinhalb Monate Laufzeitverlänge-
rung verzögern würde, hatte EnKK-Chef Jörg Michels
schon im Dezember vorausgesagt. Das scheint sich
jetzt zu bewahrheiten: Die Umplanung der Dekonta-
mination „undweitererMaßnahmen stellt einenGroß-
teil der Mehraufwands dar, der durch die verlängerte
Stromproduktion entstanden ist“, heißt es aus Karls-
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ruhe. Von der „finalen Terminierung der Dekontami-
nation des Primärkreises“ hingen auch „die weiteren,
darauf folgenden Maßnahmen ab, so dass wir derzeit
nicht sagenkönnen, überwelche Verzögerungenbeim
Rückbauwir – über die 3,5Monate hinaus – sprechen“.

Im Dezember rechnete Michels mit einem möglichen
Aufschub zwischen mehreren Monaten und einem
Jahr. Die ursprünglich ebenfalls noch für 2023 geplan-
tenAußerbetriebnahmenerster Einzelsystemedrohen
sich jedenfalls bereits ins nächste Jahr zu verschieben.
Auch hier müssten Zeitfenster mit teils hoch speziali-
sierten Fremdfirmen neu terminiert und gegebenen-
falls auch neu verhandelt werden, so Michels im De-
zember.

Damals hatte der EnKK-Chef auch die Befürchtung ge-
äußert, dass sich die Mehrkosten, die seinem Konzern
durch die Verzögerung entstehen, auf einen dreistelli-
gen Millionenbetrag aufsummieren könnten. Konkre-
tisierenwill Karlsruhe diese Prognose vorerst nicht: Ei-
ne solche Rechnung könneman „aus mehreren Grün-
den heute noch gar nicht durchführen“.

Nukleares Erbe bleibt noch Jahrzehnte

Mittelfristig will der Konzern die anfänglichen Verspä-
tungen aber wieder aufholen. Man hoffe, dass die
„Prognose für die Gesamtdauer des Rückbaus von
zehn bis 15 Jahren gehalten werden kann“. Bis da-
hin sollten die Arbeiten so weit fortgeschritten sein,
dass das dann ehemalige AKW Neckarwestheim in
der zweiten Hälfte der 2030er Jahre aus der atom-
rechtlichenÜberwachungentlassenwerdenkann.Da-
zumüssten alle radioaktiven Abfälle in Zwischen- oder
Endlager gebracht und damit in die Zuständigkeit der
Bundesgesellschaften BGZ und BGE übergeben wor-
den sein: die hochradioaktivenBrennstäbe insGemm-
righeimer Standort-Zwischenlager, alle schwach- und
mittelaktiven Abfälle zunächst ins sogenannte Abfall-
Zwischenlager als Teil der Rückbau-Infrastruktur. Für
Letztere soll ab 2027 der Schacht Konrad bei Salz-
gitter als Endlager zur Verfügung stehen. Angesichts
der völlig offenen Endlager-Suche für hochradioakti-
ven Atommüll ist aber unabsehbar, ob Neckarwest-
heim sein nukleares Erbe noch in diesem Jahrhundert
loswird.
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